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Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren

EU Européische Union

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

RTVG Bundesgesetz Uber Radio und Fernsehen

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

FZA Personenfreizligigkeitsabkommen

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

ONU Organisation des Nations unies

CSSS-CE gtortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
ats

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de I'instruction publique

UE Union européenne

PME petites et moyennes entreprises

FMH Fédération des médecins suisses

uss Union syndicale suisse

LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision

USAM Union suisse des arts et métiers

ALCP Accord de libre circulation des personnes

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil

national
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2017
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Mit 60,4 Prozent Ja- gegenutber 39,6 Prozent Nein-Stimmen nahm das Schweizer
Stimmvolk am 12. Februar 2017 die erleichterte Einbiirgerung von Personen der dritten
Ausléandergeneration deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag schweizweit bei 46,8
Prozent und schwankte zwischen 39 Prozent im Kanton Uri und rund 66 Prozent in
Schaffhausen. Eher Uberraschend war das ebenfalls deutliche Standemehr: 17 von 23
Sténden stimmten der Vorlage zu. Die auf frihere Abstimmungsergebnisse zur
erleichterten Einblrgerung zurlckgehenden Beflrchtungen der BeflUrworter, am
Standemehr zu scheitern, wurden damit klar widerlegt. In den im Vorfeld des
Urnengangs noch als ,Swing States™ bezeichneten Kantonen resultierte Uberall ein Ja.
Verglichen mit der Abstimmung von 1994, als das Anliegen am Sténdemehr gescheitert
war, wechselten somit die acht Kantone Luzern, Nidwalden, Solothurn, Aargau,
Schaffhausen, Appenzell-Ausserrhoden, Tessin und Wallis auf die Beflrworterseite,
wobei es in Nidwalden, Appenzell-Ausserrhoden und Tessin ein enges Rennen war (NW
50,4%, AR 50,9%, Tl 50,2% Ja-Stimmen). Die knappste Entscheidung tGberhaupt fiel im
Kanton Thurgau, wo lediglich 24 Stimmen fur die ablehnende Standesstimme
ausschlaggebend waren. Ein ebenfalls hauchdinnes Nein resultierte in Glarus und St.
Gallen mit Nein-Stimmenanteilen von 50,4 Prozent bzw. 50,2 Prozent. Demgegenuber
stiess die Vorlage in samtlichen Westschweizer Kantonen auf Uberdurchschnittlich
hohe Zustimmung. Am deutlichsten stimmte der in Auslanderfragen ohnehin sehr offen
eingestellte Kanton Neuenburg mit einem Ja-Stimmenanteil von 75,1 Prozent zu. Die
hochste Ablehnung hingegen erfuhr die Vorlage in Appenzell-Innerrhoden, dessen
Stimmbevélkerung zu 56,4 Prozent ein Nein einlegte. Augenfallig ist bei den
Ergebnissen zudem das Gefélle zwischen Stadt und Land; so stimmte die Stadt Zurich
zu 76 Prozent Ja (Kanton ZH: 63,2%) und die Stadt St. Gallen zu 65 Prozent (Kanton SG:
49,8%).

Bundesratin Simonetta Sommaruga liess nach dem Urnengang verlauten, die Regierung
nehme das Ergebnis .mit grosser Genugtuung® zur Kenntnis und es stimme
zuversichtlich .fur weitere, ebenso umstrittene Vorlagen™. Darlber hinaus ermunterte
sie junge Ausléanderinnen und Auslander der dritten Generation, nun ,die Chance zu
nutzen und ihre Heimat mitzugestalten™, und flgte an, die Erleichterung der
Einblrgerung sollte voraussichtlich spatestens in einem Jahr in Kraft treten. Freude
Uber den Entscheid herrschte auch beim SGB und bei der Operation Libero. Wahrend
Ersterer von einer Uberfélligen Reform sprach und ankindigte, nun auch die
Anforderungen fur andere Einblrgerungswillige senken zu wollen, sah Letztere in dieser
Abstimmung einen .ersten, wichtigen Schritt zu einem liberalen Burgerrecht™. Daran
musse man jetzt anknlpfen und beispielsweise auch die erforderliche Aufenthaltsdauer
senken oder die Mindestwohnsitzfristen in den Gemeinden abschaffen. Wenig erfreut
zeigte sich die SVP, die nach der Durchsetzungsinitiative und dem Asylgesetz mit dieser
Abstimmung die dritte Niederlage in der Auslanderpolitik innerhalb eines Jahres
hinnehmen musste. Als Kopf des Gegenkomitees und Initiator der umstrittenen Plakate
machte Andreas Glarner (svp, AG) besonders die bereits Eingeblrgerten fur das
Resultat verantwortlich und forderte die Abschaffung des DoppelbUrgerrechts. Die SVP
erkléarte aber auch, das Verdikt von Volk und Stédnden zu akzeptieren und die noch
offenstehende Mdglichkeit, das Referendum gegen die in dieser Sache beschlossene
Gesetzesanderung zu ergreifen, nicht wahrnehmen zu wollen.

Abstimmung vom 12. Februar 2017

Beteiligung: 46,84%
Ja: 1'499'627 (60,4%) / Stande: 15 4/2
Nein: 982'844 (39,6%) / Stande: 5 2/2

Parolen:

- Ja: SP, FDP (1*), CVP (1*), Grliine, GLP, BDP (1*), EVP, Stadteverband, Eidgendssische
Migrationskommission, SGB, Travail.Suisse

- Nein: SVP, EDU (1*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen '
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ANDERES
DATUM: 31.12.2016
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 03.03.2015
DAVID ZUMBACH

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Die von-Wattenwyl-Gesprache dienen den Parteispitzen als wichtige Moglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionsprasidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschafte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespréache eingeladen.

Die Themen blieben bei den ersten Gesprachen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flichtlingssituation in
Europa und der Schweiz.

Zu den zweiten Gesprachen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Préasidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gdssi das Zepter Ubernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister préasidiert und bei der SVP war Albert Résti neu an die Parteispitze
gewahlt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frihsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines maoglichen
Reputationsschadens fir die Schweiz durch die Ubernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat Uber die
Weiterentwicklung der Armee.

Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gesprache des dritten Quartals kinftig in Form einer Klausur
durchzufthren. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion tber wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprachen ein hoherer Stellenwert zugemessen werden. Der friher substanzielle
Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde - die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz -, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gespréachen zu verkommen. Die
einzige Moglichkeit flr ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Moglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion Uber die Jahresziele des Folgejahres stehen.

Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprachen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert.

Bei den letzten Gespréchen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte tGber die finanzpolitische Lage
und pladierte fur eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch Uber die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert. ?

Sozialpolitik

Bevélkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

Der Bundesrat hat dem Parlament gesetzliche Anderungen zur Férderung inlandischer
Arbeitskrafte zu unterbreiten. Dieser Auffassung war der Stadnderat in der
Frihjahrssession 2015. Die kleine Kammer nahm zwei gleichlautende Motionen der
CVP- und der BDP-Fraktion diskussionslos an (14.3835 bzw. 14.3844). Eine weitere
gleichlautende Motion Héberli-Koller (cvp, TG) wurde im Sommer 2015 vom Nationalrat
gutgeheissen (14.3795). Der Bundesrat hatte sich von Beginn weg flr die Annahme der
Vorstosse ausgesprochen. Man wolle, so Wirtschaftsminister Schneider-Ammann, die
gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Ausschopfung des inlandischen
Fachkraftepotenzials laufend verbessern.
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MOTION
DATUM: 31.12.2011
SEBASTIEN SCHNYDER

MOTION
DATUM: 27.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 21.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

En 2009, le taux de médecins étrangers dans les hopitaux a atteint 40% en raison du
manque de personnel médical suisse et cette tendance s’est renforcée jusqu’a I'année
sous revue. Comme deux tiers des généralistes ont plus de 57 ans, la Fédération des
médecins suisses, FMH, a considéré nécessaire d’augmenter de 20% les places
d’études en médecine humaine, tandis que la Conférence des recteurs d’université a
affirmé qu’il y a également un besoin d’augmentation des places de formation en
clinique. Toutefois, le Conseil d’Etat a rejeté par 18 voix contre 15 une motion (mo.
10.3886) de la commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national (CSEC-CN) adoptée en début de I'année sous revue par la chambre du peuple
chargeant le Conseil fédéral de fixer un nombre minimum de places dans les facultés
de médecine afin que suffisamment de médecin soient formés pour répondre aux
besoins helvétiques. Les conseillers aux Etats ont estimé qu’il n’était pas de la
prérogative de la Confédération, mais de celle des cantons, d’intervenir sur cette
thématique. Parallélement, plusieurs interpellations ( int. 11.3885 (PDC), 11.3886 (PDC),
1.3933 (Schwaller) et 11.3934 (Schwaller)) sur le sujet ont été déposées visant a
encourager la médecine de premier recours notamment en proposant d’octroyer des
allégements fiscaux ou de supprimer le numerus clausus au profit de stages.
Finalement, a la fin de I'année sous revue, le Conseil des Etats a adopté une motion
Schwaller (pdc, FR) (mo. 11.3930) de méme teneur chargeant en outre le gouvernement
d’élaborer des conditions-cadres et d’allouer aux facultés de médecine des moyens
financiers afin d’assurer la reléve dans le secteur de la médecine de premier recours.
Dans sa réponse, le Conseil fédéral a estimé que des mesures concretes ont déja été
prises en réponse a la motion Jacqueline Fehr (mo. 08.3608) adoptée en 2009. Dans le
méme temps, le Conseil national a adopté une motion identique a celle du groupe
PDC.*

Mit einer Fraktionsmotion hatte die CVP/EVP/glp-Fraktion im Herbst 2011 angesichts
des sich  abzeichnenden Mangels an Pflege- und Betreuungspersonal
Umschulungsmoglichkeiten und Zweitausbildungen fiir Pflegepersonal gefordert.
Bestehende Licken beim Personal wirden gegenwartig durch Fachkrdfte aus dem
Ausland gedeckt. Fur Personen, welche nach einer langeren Familienpause den
beruflichen Wiedereinstieg suchen, sowie fur altere Menschen, die sich langsam dem
Pensionsalter nahern oder es bereits erreichen, seien Umschulungsmaéglichkeiten und
Zweitausbildungen im Pflegewesen zu férdern und zu unterstitzen. Solche
Ausbildungen seien zu erleichtern und steuerlich zu begunstigen. In einer umfassenden
Antwort nahm der Bundesrat das Anliegen auf und verwies auf den ,Masterplan Bildung
Pflegeberufe™, welcher vom Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen und OdA Santé
(Dachorganisation der Arbeitswelt Gesundheit) 2010 erstellt worden war. Die
geforderten Beglnstigungen seien darin bereits angedacht. Zudem sei es im Rahmen
des revidierten Rahmenlehrplans Pflege HF seit Februar 2011 in verschiedenen
Kantonen moglich, berufsbegleitende oder verkilrzte Ausbildungen zu absolvieren. Im
Zusammenhang mit der steuerlichen Beglinstigung von Aus- und Weiterbildungen
verwies die Regierung auf das Bundesgesetz Uber die steuerliche Behandlung der
berufsorientierten  Aus- und Weiterbildungskosten, welches sich in der
parlamentarischen Behandlung befand. Durch die zahlreichen Bestrebungen, welche
bereits ergriffen worden waren, sah der Bundesrat die Anliegen der Motion bereits
weitgehend als erfullt an und stellte deswegen den Antrag auf Ablehnung. Dagegen
stellte sich die erstberatende Kommission (WBK-NR) und beantragte dem Plenum mit 9
zu O Stimmen die Annahme des Geschéfts. In einer kurzen Debatte stellte sich die
grosse Kammer gegen den Bundesrat und winkte das Geschaft mit 112 gegen 55 dank
einer geschlossenen Haltung von Links-Grin durch. Der Standerat wird das Geschaft
erst 2013 behandeln. *

Bereits 2011 hatten diverse Mitteparteien mit einer CVP/EVP/glp-Fraktionsmotion auf
einen zu erwartenden Mangel an Pflege- und Betreuungspersonal reagiert. Mit
Umschulungsmoglichkeiten und Zweitausbildungen fiir Pflegepersonal soll es
Personen, welche den beruflichen Wiedereinstieg suchen, erleichtert werden Fuss zu
fassen. Die vorberatende Kommission des Nationalrates und das Ratsplenum hatten das
Anliegen im Vorjahr gegen den Willen des Bundesrates angenommen. Im Méarz des
Berichtsjahres beriet nun die kleine Kammer das Geschéaft. Deren SGK hatte sich
ebenfalls fur die Annahme ausgesprochen, weswegen keine grossere Gegenwehr aus
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POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.06.2009
ANDREA MOSIMANN

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.2009
ANDREA MOSIMANN

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.10.2010
ANDREA MOSIMANN

dem Rat zu erwarten war. Neben der Kommissionssprecherin Haberli-Koller (cvp, TG)
setzte sich auch der ehemalige Zuger Gesundheitsdirektor, Standerat Eder (fdp, ZG) fur
die Motion ein. Trotz deutlichen Voten und den positiven Vorzeichen aus dem
Nationalrat setzte sich Bundesrat Schneider-Ammann aufgrund bereits bestehender
Bestrebungen nochmals gegen den Vorstoss ein. Mit 24 zu 3 Stimmen genoss die
Motion jedoch schliesslich auch im Standerat solide Unterstiitzung. °

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Die CVP stimmte an ihrer Delegiertenversammlung einem knapp gehaltenen
Positionspapier zur Migrationspolitik zu. Auch hier waren Akzentverschiebungen nicht
zu Ubersehen. So hatte sich ein auslanderpolitisches Papier drei Jahre zuvor fast nur
mit der Integration befasst. Neu wurde die auslandische Wohnbevélkerung zwar
ausdrucklich in die .Gemeinschaft Schweiz® einbezogen und die Zuwanderung als
wirtschaftlich notwenig bejaht, doch wurden auch unmissverstandlich verschiedene
Bedingungen gestellt. Die Integration wurde zur .Holschuld™ erklért: Zugewanderte
sollen sich mit der Kultur des Landes vertraut machen, innert nutzlicher Frist eine
Landessprache lernen und ihre Fortschritte jeweils bei der Erneuerung einer
Aufenthaltsbewilligung belegen. Arbeitgeber, Gemeinden, Kantone und verstarkt der
Bund sollen die Eingliederung unterstitzen. Vergehen und Verbrechen missen nach
Ansicht der CVP vermehrt mit Landesverweisung geahndet und Scheinehen fur ungultig
erklart werden. In der Frage der Zulassung unterstitzte die Partei die bundesratliche
Lésung mit den zwei Kreisen. Bei den Kurzaufenthaltsbewilligungen Gbernahm sie aber
die schon friher gedusserte Haltung der SVP: Bewilligungen flr vier bis sechs Monate
sollen - mit Blick auf Landwirtschaft, Bau- und Gastgewerbe sowie den Pflegebereich -
kontingentiert, aber nicht generell an Qualifikationen gebunden, der Familiennachzug
dabei ausgeschlossen sein.

Dieser indirekte Gegenvorschlag wurde einzig von der CVP begrlsst. Die FDP hétte eine
klarere Definition der Ausschaffungsgrinde gewlnscht und die SVP kritisierte die
zahlreichen Ausnahmemdéglichkeiten und Kann-Formulierungen des Entwurfs. Der SP
wiederum waren die geplanten Bestimmungen zu restriktiv. Sie beméngelte ausserdem
die zweite Anderung, mit der die Erteilung einer Niederlassungsbewilligung an eine gute
Integration geknlpft werden soll. Wie auch die Grinen und der Evangelische
Kirchenbund beflrchtet sie, dass das Kriterium der Landessprache zu viel Gewicht
erhielte, wodurch Menschen aus bildungsfernen Kreisen benachteiligt wirden. ’

Im Anschluss an die Annahme der Volksinitiative ,Gegen den Bau von Minaretten™
rickte die Integration noch stérker in den Fokus der grossen Parteien. Der CVP-
Prasident Darbellay sorgte mit seiner Forderung nach einem Verbot von
Separatfriedhéfen fir Juden und Moslems flur Aufsehen und die SVP nutzte das
Abstimmungsresultat, um ihre Rhetorik gegentber allen Einwanderern zu verscharfen.
Die FDP diskutierte infolge des Abstimmungsergebnisses Uber ein politisches
Massnahmenpaket. Im Vordergrund stand dabei die alte freisinnige Forderung nach
einem nationalen Integrationsgesetz. Zudem mochte die Partei bei ihrem
Integrationsmotto ,férdern und fordern™ den Akzent starker auf die Pflichten verlagern.
Die SP konkretisierte vor allem ihre Positionen gegentber dem lIslam. Sie entwarf ein
Positionspapier, in welchem schulische Ausnahmeregelungen fur moslemische Kinder
abgelehnt werden. ®

Fur den Gegenvorschlag setzten sich der Bundesrat sowie FDP, CVP, BDP und GLP ein.
Die Landesregierung und die Mitteparteien waren der Ansicht, der Gegenvorschlag
nehme die Hauptanliegen der Initiative flr eine einheitlichere und konsequentere
Praxis bei der Wegweisung von straffalligen Auslandern auf und biete zuséatzlich den
Vorteil, dass bei der Umsetzung Konflikte mit der Verfassung und dem Voélkerrecht
vermieden werden. Allerdings standen fir diese Kampagne nur bescheidene Mittel zur
Verfugung; die Wirtschaftsverbdnde wollten keine finanziellen Beitrége leisten, weil sie
die Ausschaffung krimineller Auslander nicht als wirtschaftspolitisch relevante Frage
erachteten. ’
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.11.2010
ANDREA MOSIMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.12.2016
SOPHIE GUIGNARD

In der Volksabstimmung vom 28. November konnte die SVP einen Sieg feiern: 52,9% der
Stimmblurger und 17,5 der 23 Sténde sprachen sich fir die Ausschaffungsinitiative aus.
Der Gegenvorschlag hatte mit einem Nein-Stimmenanteil von 54,2% keine Chance;
samtliche Kantone lehnten ihn ab. Zum ersten Mal wurde damit eine Initiative im
Bereich der Auslanderpolitik angenommen. Wie Ublich in Auslénderfragen
unterschieden sich die Abstimmungsergebnisse zwischen der Deutsch- und der
Westschweiz deutlich: Mit Ausnahme des Kantons Wallis lehnten alle Westschweizer
Kantone das Volksbegehren ab, in der Deutschschweiz sagte nur Basel-Stadt nein.
Markanter als der ,Réstigraben™ waren allerdings die Unterschiede zwischen
stadtischen und landlichen Regionen. So hat beispielsweise der Kanton Zirich die
Ausschaffungsinitiative mit 50,8% angenommen, in der Stadt wurde sie hingegen mit
64,5% Nein-Stimmen abgelehnt. Der Kanton Bern hat ebenfalls Ja gesagt (53,7%), die
Stadt hingegen lehnte mit 55,6% Nein-Stimmen ab. Wahrend im Kanton Sankt Gallen
das Volksbegehren mit knapp 60% beflurwortet wurde, stimmten in der Stadt bloss
50,7% Ja. Die EU und einzelne Mitgliedstaaten tadelten die Schweiz fur das
Abstimmungsresultat. Sie gaben ihr zu verstehen, dass sie damit ihren
Aussenseiterstatus  zementiere und ihre Glaubwurdigkeit als verlasslicher
Vertragspartner in Frage stelle. Kritik gab es auch vom Europarat und vom UNO-
Hochkommissariat flr Flichtlinge (UNHCR), die den neuen Verfassungstext flr
volkerrechtswidrig halten, da bei automatischen Ausschaffungen kein Schutz vor Folter
und Verfolgung gewahrleistet sei.

Abstimmung vom 28. November 2010

Beteiligung: 52,6%

Volksinitiative:

Ja: 1'398'360 (562,9%) / 15 5/2 Stdnde
Nein: 1'243'325 (47,1%) / 5 1/2 Stande
Gegenentwurf:

Ja: 1'189"186 (45,8%) / O Stande

Nein: 1'407'743 (54,2%) / 20 6/2 Stande

Parolen:

Volksinitiative:

Ja: SVP, SD, EDU, Auto-Partei, Lega.

Nein: FDP, CVP, SP, EVP, CSP, PdA, GP, GLP, BDP; SGB, Travs.
Gegenentwurf:

Ja: FDP, CVP, EVP, GLP, BDP.

Nein: SP (10)*, SVP, CSP, PdA, GP, SD, EDU, Auto-Partei, Lega; SGB (1)*, Travs.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Stichfrage:
fur die Volksinitiative: SVP, SD, EDU, Auto-Partei, Lega.
fur den Gegenentwurf: FDP, CVP, SP, EVP, PdA, GLP, BDP; SGB, TravS. ™

Aprés prés d'une année de travail en chambres, le Parlement a mis sous toit la mise en
ceuvre de l'initiative «contre I'immigration de masse>». En mars 2016, le Conseil fédéral
présentait plusieurs projets de loi, visant a concilier le verdict des urnes aux traités liant
la Suisse a I'Union européenne. Le paquet comprenait quatre mesures phares, a savoir
une clause de sauvegarde unilatérale en cas de dépassement de quotas d'immigration
décidés par la Suisse, une meilleure exploitation de la main d'ceuvre indigéne, et
particulierement des personnes relevant du domaine de I'asile avec droit de séjour, la
possibilité d'empécher les personnes étrangéres au chémage de bénéficier de I'aide
sociale ainsi que I'extension de l'accord sur la libre circulation (ALCP) a la Croatie,
condition sine qua non posée par I'UE pour que la Suisse puisse réintégrer le
programme de recherche Horizon 2020.

Premier a se prononcer, le 21 septembre 2016, le Conseil national a immédiatement
décidé en septembre de la méme année de supprimer la clause de sauvegarde,
estimant celle-ci trop dangereuse pour les relations bilatérales, déja fortement
influencées par le vote sur le Brexit en Grande-Bretagne. C'est pour la méme raison
que l'extension de la libre-circulation a la Croatie a obtenu l'aval des députés. Pour
favoriser la main d’ceuvre indigene, le National a proposé que les employeurs
pourraient devoir d'abord annoncer les postes vacants aux offices régionaux de
placement. En outre, en cas de problémes économiques et sociaux importants, le
Conseil fédéral devrait proposer des mesures de correction, en accord avec un comité
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MOTION
DATUM: 28.09.2011
ANITA KAPPELI

mixte suisse/UE. Enfin, pour éviter les abus a l'aide sociale, les personnes étrangéres au
chdémage durant leur premiere année de séjour en Suisse devraient quitter le pays dans
les trois mois. Le projet du Conseil fédéral en comptait six.

Le Conseil des Etats, en novembre 2016, souhaitait aussi sauvegarder les bilatérales. Il a
néanmoins proposé que les employeurs doivent non seulement communiquer les
postes vacants, convoquer des chémeurs et chdmeuses indigenes aux entretiens
d'embauche et communiquer les raisons d'un éventuel refus. Par contre, le délai pour
les personnes au chdmage devant quitter le pays doit, selon les représentants des
cantons, rester fixé & six mois.

La chambre basse a accepté en décembre 2016 ces deux modifications et souhaité qu'il
soit écrit dans la loi que les éventuelles mesures correctives du Conseil fédéral doivent
respecter les traités internationaux. Le Conseil des Etats a rejeté cette derniere
demande quelques jours avant le vote final, qui a eu lieu le 16 décembre de la méme
anneée.

Au National, le projet a été accepté par 98 voix contre 67. L'ensemble du camp UDC a
refusé en bloc, tandis que 33 parlementaires des rangs du PDC, du PLR et du PBD se
sont abstenus. Aux Etats, méme répartition partisane: 24 voix pour, 5 contre (groupe
UDC) et 13 abstentions (PDC, PLR, PBD).

L'Union démocratique du centre avait tout au long du débat en chambre montré son
désaccord avec la direction prise par le Parlement. Selon elle, le projet de mise en
ceuvre est un signe de mépris envers la volonté du peuple. Les députés et députées
agrariennes se sont livrées a un coup d'éclat le jour du vote. lls ont brandis des
pancartes sur lesquelles ont pouvait lire «L'immigration de masse continue» et
«Violation de la Constitution». L'union agrarienne a cependant annoncé qu'elle
renoncait a un référendum. Le PDC s'est également distingué durant le débat, se
retrouvant minoritaire avec I'UDC lors du vote de nombreux points, notamment sur la
préférence nationale et la possibilité pour le Conseil fédéral de décider de mesures
sans en référer au Parlement si les effets visés par la nouvelle loi ne sont pas atteints.
Dans I'opinion publique également des réactions se sont faites sentir. Si le résultat de la
votation du 9 février 2014 avait été un choc pour une partie de la population, le long
feuilleton de la discussion de sa mise en ceuvre a également tenu la population en
haleine, comme en témoignent les nombreux articles dédiés au sujet. Le feuilleton se
poursuivra d'ailleurs avec l'initiative RASA, qui vise a biffer I'article constitutionnel sur
I'immigration de masse. "

Asylpolitik

In dieser ausserordentlichen Session Uberwies der Nationalrat eine Motion der
CVP/EVP/glp-Fraktion zur effektiveren Bekdampfung der Auslanderkriminalitat. Das
Begehren umfasste insgesamt acht Forderungen zur Anpassung des Asylgesetzes und
bezog sich auch auf die Zusammenarbeit zwischen Kantonen und dem Bund. So sollen
erstere die Kosten fur samtliche Inhaftierungsfalle vom Bund erstattet erhalten - also
sowohl fir die Vorbereitungs-, Durchsetzungs- und Ausschaffungshaft als auch fur
Haftfalle im Dublin-Bereich. Im Gegensatz dazu soll der kantonale Vollzug
vereinheitlicht und durch den Bund verstarkt kontrolliert werden. Ebenfalls enthielt die
Motion die Forderungen nach verklrzten Rekursverfahren im Asylprozess, verstérkten
Personalkontrollen im Grenzbereich und der Férderung des Haftvollzugs im
Herkunftsstaat. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, insbesondere
kénnten die Probleme im Vollzugsbereich nicht durch eine Erhéhung der
Fallpauschalen durch den Bund geldst werden. Der Nationalrat nahm die Motion
dennoch mit 97 zu 85 Stimmen an. Nebst der fir die Motion verantwortlichen Fraktion
stimmten die BDP- und die SVP-Fraktion sowie einige FDP-Nationalrate dem Anliegen
7U. 12
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ANDERES
DATUM: 15.05.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

POSTULAT
DATUM: 22.06.2007
LINDA ROHRER

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.1998
URS BEER

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Im FrUhjahr schickte der Bundesrat ein neues Berufsbildungsgesetz in die
Vernehmlassung. Der Gesetzesentwurf hielt am dualen System der Berufsbildung -
Lehrstelle und Schule - fest, strebte eine erhdhte vertikale und horizontale
Durchlassigkeit unter den Angeboten an und regelte neu auch die Lehrgénge im Sozial-,
Gesundheits- und kinstlerischen Bereich. Die Berufsbildung wurde darin als
Verbundaufgabe von Bund, Kantonen und Privatwirtschaft definiert. Nach Ablauf der
Vernehmlassungsfrist im Oktober zeigte sich in allen Stellungnahmen nebst einer
grundsatzlich guten Aufnahme des Entwurfs Kritik an der Regelung der Finanzierung.
Mehrkosten, die der Bund auf die Kantone abwélzen wolle, seien durch mehr
Autonomie flr die Kantone abzugelten, meinte die FDP. Nach Ansicht der SP mussten
sowohl Bund wie Kantone zusétzliche Mittel einfliessen lassen; ausserdem sei der
gesamte Bildungsbereich in einem Departement zusammenzufassen. Die Kritik der CVP
zielte gegen die unklare Ausweisung des kunftigen Finanzbedarfs, die
Unausgewogenheit der Kostenverteilung zwischen Bund und Kantonen sowie die
fehlende Kohérenz zwischen dieser Vorlage und dem Projekt des Neuen
Finanzausgleichs. Diesen Vorwurf erhob auch die SVP und &usserte sich zudem
gegenlber dem geplanten branchenbezogenen Berufsbildungsfonds skeptisch. Auch
die EDK dusserte sich positiv zu den Grundzlgen des Entwurfs, bezeichnete aber die
Angaben zu den Mehrkosten als llckenhaft. Nach Ansicht der kantonalen
Erziehungsdirektoren musse vor einer Weiterbearbeitung des Gesetzesentwurfs eine
seriose Kostenrechnung vorlegt werden. Vom Bund seien kinftig 30 Prozent des
offentlichen Aufwands flr die Berufsbildung zu Gbernehmen und nicht nur 18,3
Prozent, wie dies gegenwaértig der Fall ist.

Ein Postulat der CVP-Fraktion forderte einen leichteren Zugang der Jugendlichen zum
Arbeitsmarkt. Der Bundesrat wurde darin beauftragt, einen Bericht zu erstellen, der
sich mit dem Problem des Ubergangs von Jugendlichen von der Berufslehre zur
Arbeitsstelle beschéaftigt. Der Nationalrat nahm das Postulat an. ™

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Eine Woche nach der massiven Niederlage der CVP bei den Parlamentswahlen in Zug
kiindigte Parteiprasident Durrer anléasslich einer Delegiertenversammlung vom 31.
Oktober in Muttenz an, das Image als blosse Mehrheitsbeschafferin abzulegen und
vermehrt «Krallen und Zahne» zu zeigen. Trotz inhaltlicher, personeller und
organisatorischer Erneuerung sei die erwlnschte Trendwende bei der Wéahlergunst
noch nicht herbeigefliihrt worden. Als Ursachen fir die Krise ortete er interne Querelen,
eine mangelnde Identifikation vieler Mandatstrager mit der Partei sowie den Mangel an
profilierter Themenfihrerschaft. Die CVP nehme sich kinftig das Recht heraus, bei
Bedarf vermehrt Nein zu sagen, ohne der SVP die Rolle des stéandigen Neinsagers
streitig machen zu wollen. Fur den Wahlkampf 1999 sollen die Prioritaten auf die
Probleme der Arbeitslosigkeit, der Migrations- sowie der Sozialpolitik gelegt werden. ™

Obschon Umfrageergebnisse darauf hindeuteten, dass viele CVP-Wahlerinnen und
Wahler die Asylinitiative der SVP beflrworteten, lehnten die CVP-Delegierten die
Vorlage mit bloss einer Gegenstimme ab. Trotz Einwédnden des christlich-sozialen
Fligels empfahlen sie die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zur
Annahme. In einem Papier zur Migrationspolitik sprachen sich die Delegierten wie die
SVP flur Kurzzeitarbeitsbewilligungen auch fir wenig qualifizierte Personen aus dem
Ausland aus, die in der Landwirtschaft, im Bau- und Gastgewerbe sowie in der Pflege
gebraucht wurden. Eingewanderte sollten sich mit der Kultur der Schweiz vertraut
machen und (ber ihre Integrationsbemihungen regelmassig Rechenschaft ablegen. ©
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SABINE HOHL

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.08.2009
SABINE HOHL

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.03.2010
MARC BUHLMANN

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.2013
MARC BUHLMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.01.2015
SAMUEL BERNET

Im August stellte die CVP ein Positionspapier zur Bildungspolitik vor. Sie beflirwortete
darin eine frihere Einschulung mit dem 4. Altersjahr. Damit kénnten Defizite von
Kindern rascher erkannt werden und die Férderung von Hochbegabten friher
beginnen. Die Sekundarschule solle in Zukunft bereits mit 14, eine Lehre mit 17 bis 18
und ein Studium mit 22 bis 23 Jahren abgeschlossen werden. Die CVP verlangte auch
eine modernere Berufsbildung. Die Anzahl Berufsausbildungen solle reduziert und die
Spezialisierung und Durchlassigkeit innerhalb der Berufsgruppen geférdert werden.
Ausléandische Studentinnen und Studenten, die einen Abschluss in einem fur die
schweizerische Wirtschaft wichtigen Bereich erlangen, sollen nach dem Willen der CVP
automatisch eine Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung erhalten. ”

An ihrem Parteitag in Genf vom 22. August verabschiedete die CVP ein Positionspapier
zum Thema Arbeitslosigkeit. In diesem wurde unter anderem gefordert, dass der Bund
Unternehmen unterstitzen soll, die Stellen fur Junge schaffen. So soll die
Jugendarbeitslosigkeit bekampft und der Einstieg von Jugendlichen ins Arbeitsleben
erleichtert werden. ™

In einem im Marz préasentierten Positionspapier verdeutlichte die CVP ihre
Migrationspolitik. Sie spricht sich gegen die Abkehr von der Personenfreizligigkeit aus,
stellt sich aber auch gegen eine weitere Offnung der Schweiz. Die Zuwanderung aus
nicht EU-Staaten mochte die CVP restriktiv handhaben. Als Bedingungen fur
Einblrgerungen werden ein erfolgreicher Sprachtest und die Akzeptanz der
grundlegenden Schweizer Werte genannt, die Antragstellende mit der Unterzeichnung
einer Charta zu bekréaftigen hatten. ™

Ende August sorgte ein kantonaler Vorstoss der Aargauer CVP flir Wirbel. Die CVP-
Fraktion im Grossen Rat forderte ein Kopftuchverbot an Volksschulen.
Kleidungsstlicke, die den padagogischen Lernzielen der Volksschule widersprachen,
sollten generell verboten werden. In der Sonntagspresse wurde kolportiert, dass das
Anliegen von der nationalen Parteileitung mit Mustervorstdssen gefordert werde.
Hintergrund des Aargauer Vorstosses war ein Bundesgerichtsurteil, welches ein an einer
Thurgauer Schule ausgesprochenes Verbot des Tragens eines Kopftuches wegen
Fehlens einer gesetzlichen Grundlage fur ungultig erklart hatte. Mit dem von der CVP
Aargau vorgeschlagenen Verbot sollen die offenen und progressiven Muslime
unterstitzt und Méadchen vor rigiden Kleidervorschriften geschitzt werden. In anderen
Kantonen wurde ein Verbot zwar diskutiert, ausser im Kanton Aargau wurde aber von
keiner anderen CVP-Sektion ein Vorstoss unternommen. Verbote seien fur das Ziel der
Integration kontraproduktiv - so die Mehrheitsmeinungen in den meisten Kantonen. %

Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) flhrte zum Streit zwischen
den beiden grossten  Wirtschaftsverbdanden Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbdnde Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem ,Vorschlag der Wirtschaft® zur Umsetzung
der MEI anstatt fur Kontingente fur eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsatzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschrankt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel ,Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe™. Der SGV zeigte sich darin verargert, dass die vier
Verbénde ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine .Irrefihrung der &ffentlichen Meinung®. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplatze stellten und der damit die ,Nummer 1" unter den
Wirtschaftsverbédnden sei, unterstitze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kindigung der
Bilateralen ,schwerwiegende negative Folgen™ fur die KMU hétte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbénde die Wirtschaft freiwillig beschréanken wirden. Der
SGV beflrchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt wirde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
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der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine ,wenig durchdachte Serie theoretischer
Vorschlage™ unnétig schwachen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbande Mitte
Februar in Lausanne - die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet - konnten sich die beiden Verbédnde neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmitig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalrate Gerold
Buhrer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbénde
fhrten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen kléarten.

Ebenfalls zu Beginn des Jahres veroffentlichte der SGV im Hinblick auf die
Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Sténderate
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Arger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Geméss dem Rating
gehoren 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalrate der SVP an; im Standerat belegen
vier der funf SVP-Stdnderate die ersten vier Platze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Prasident
Christophe Darbellay und FDP-Prasident Philipp Muller das Rating heftig. Es wirden zu
viele Geschafte bewertet und deren Gewichtung sei unverhéaltnismaéssig, so ihr Fazit. So
wirde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI fur die
Wirtschaft ,hundertmal wichtiger™ sei, sagte etwa Darbellay. Fur Miller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschafte bewertete, die
unterstitzende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefahrdung
der Bilateralen Vertrage mit der EU zu wenig ins Gewicht.

In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nadhe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenfihrerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,
Ubernahm in der Folge der SGV die Kampagnenfiuhrung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative - beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Prasident Jean-Francois Rime gegenutber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Koffertrdger der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhéangigkeit der Verbénde offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenfihrung bei den jlingsten Abstimmungen dem SGV
Uberliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Fir den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitatsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht.

Die SVP-N3he des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die 6ffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
langer, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter prasidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Prasidium Ubernahm. Nach der politischen
Affare Zuppiger und dessen Rucktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Président
konnte mit Jean-Francois Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nahrboden fir Zweifel an der Unabhangigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbande im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
busste der Verband an Glaubwdrdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbanden vertrat, wurde auf
die SVP-Nahe des Verbands zurlckgefuhrt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres fur die FDP in den Nationalrat gewahlt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer - das Parlament des SGV -
seien beide parteipolitisch breit abgestitzt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen birgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegenlber der Sonntagszeitung. *
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